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Bonn, den 23. Februar 1984 

Hel niut Kohl vor dem Bundesausschuß 

Wir haben gute 
Arbeit geleistet 
. *ute, fast zwölf Monate nach der Bundes- 
Q

a9swahl, darf ich sagen, daß wir, die CDU 
putsch lands, als der wesentliche und tragen- 
• 'eil dieser Koalition gemeinsam mit unse- 
n Freunden in der CSU und unseren Kolle- 

rn in der FDP im Rückblick auf diese zwölf 
"j°nate eine sehr gute Arbeit geleistet haben, 
teilte Helmut Kohl vor dem Bundesausschuß 

?* Partei am 20. Februar im Bonner Konrad- 
^enauer-Haus fest. Eine Arbeit, die sich im 

ergleich mit allen bisherigen Bundesregie- 
n9en sehr wohl sehen lassen kann. 

ten Tatsache- daß wir trotz mancherlei Schwierigkei- 
SchUnd Problernen in allen wesentlichen demoskopi- 

nen Instituten zwischen 49 und 50 Prozent notie- 
jj.. • 2eigt, daß unsere Politik auch von unseren Mit- 
Sch^ern mit9etragen wird- Wir haben einen ganz ent- 

^eidenden Schritt nach vorne getan in der Frage 
^Konsolidierung des Staatshaushaltes. Wir sind 
hah n'Cnt am ^nc*e des Weges angelangt, aber wir 

en wesentliche Schritte nach vorn machen kön- 
hoi ^S 's* ur,übersehbar, daß die wirtschaftliche Er- 
Tgj!in9 in Gang gekommen ist, daß es gelungen ist, 
fjr-   

s*att Nullwachstum ein Wachstum von über 1 
M h6nt Zu erzielen' daß alle Prognosen für 1984 dar- 

3 p inausgehen, daß das Wachstum zwischen 2 und 
£ej

r02ent betragen wird. Das alles sind ermutigende 
cnen. 
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Abbau der 
Arbeitslosigkeit: 
Thema Nummer 1 
In der Innenpolitik bleibt die Aufgabe Nu- 
mero eins der Abbau der Arbeitslosigkeit. 
Der Aufschwung hat auf breiter Front be- 
gonnen, aber wir haben in diesem Jahr 
schwierige Klippen zu bewältigen. Ich 
denke an die besondere Verantwortung 
der Tarifpartner. Angesichts der sehr 
schwierigen Konkurrenzlage, in der sich 
die deutsche Wirtschaft auf den Weltmärk- 
ten befindet, ist es selbstverständlich, daß 
wir als Politiker den Rat geben, bei diesen 
Tarifverhandlungen mit Augenmaß und 
Sinn für das Mögliche zu verhandeln und 
zu entscheiden. 

Die Tarifabschlüsse dieses Jahres 
werden entscheidend die wirtschaftli- 
che Zukunft der nächsten Jahre mit- 
bestimmen. Und das war auch der 
Grund, warum ich so klar und ent- 
schieden Position bezogen habe zum 
Thema „35-Stunden-Woche". 

Ich weiß um die großen Verdienste der 
deutschen Gewerkschaften. Ohne ihre 
Vernunft und ohne ihre Verantwortungs- 
bereitschaft wäre der Aufbau der Bundes- 
republik Deutschland — so wie er dann 
gemeinsam gelang — nicht möglich ge- 
wesen. Ich weiß um die Tatsache, daß wir 
im Vergleich zu anderen Ländern in der 
Gemeinschaft und draußen in der Welt et- 
wa im Blick auf die Streikzeiten, die wir er- 
lebt haben, sehr günstig dastehen. 

Ich weiß natürlich auch, daß die Arbeits- 
zeit in den vergangenen Jahrzehnten kon- 
tinuierlich abgebaut wurde. Und natürlich 
ist das, was sich jetzt als Arbeitszeit in der 
Bundesrepublik bietet, sicherlich kein 
Dogma für alle Ewigkeit. Auch das wissen 
wir. Aber wer in dieser gesamtwirtschaftli- 
chen Situation die Forderung erhebt, daß 
er die Wochenarbeitszeit und die Lebens- 

arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich ve 

kürzen will, der muß auch die Frage mi^ 
antworten, wie wirkt das auf unsere W|rT 

schaff? Und zwar nicht nur auf die Groß1 

dustrie, sondern auf die breite Schicht oe 

kleinen und mittleren Unternehmen, ^° 
denen aus vor allem die Dynamik der W'n 
schaftlichen Entwicklung ausgehen rriU • 
Mein Befund ist klar: Ich bin der Überzeü 

gung,  daß  die  35-Stunden-Woche, \f* 
durchgeführt, unseren Aufschwung nie 
nur  hemmen,  sondern  stoppen  würo • 
Und deswegen meine klare Erklärung z 

diesem Sachverhalt. 
Wir müssen, um wieder voranzuko"1 

men, um tatsächlich den Aufstieg l 

schaffen, unseren wirtschafts- und  { 

nanzpolitischen     Kurs     konsequ* 
durchhalten. Nur so können wir d' 
Arbeitslosigkeit abbauen und vor   . 
lern der jungen Generation eine wr 

schaftliche Zukunft sichern. 

Auf diesem Weg ist noch viel zu tun. &e 

spielsweise in den politischen RahmenD 
dingungen. Wir werden in diesen Tagen, 
der Bundesregierung die ersten Ergebt 
se zum Thema Entbürokratisierung na^f. 
Das wird  für die  nächsten  Monate 
wichtiger Beitrag für jene sein, die vvif1' 

schaftliche Entscheidungen zu treffen n 
ben. 

ei"' 

rklä' 

Diskussion um die 
Steuerreform ist notwendig 
Wir werden in den nächsten Monaten 
gehend über die in der Regierungse 
rung angekündigte Notwendigkeit und ° 
Inhalte der Reform der Lohn- und EinkorTj 
mensteuer zu  sprechen  haben.  Dieje e 

gen, die uns einreden wollen, daß d'e 

Entscheidungen  in  diesen  Tagen  m09 

liehst  mit wenig  öffentlicher  Diskuss' 
geschehen soll, die verkennen das Wes 

....   ...  _^«/a' einer Volkspartei. Man kann nicht erWa 

ten, daß in einer Partei wie die CDU/C5 . 
die rund 50 Prozent der Wähler urrtfa 
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Der Kanzler zur Europawahl: 

Engagieren Sie sich mit ganzer Kraft 
Das Datum 17. Juni ist dieses Jahr in einer besonderen Weise symbolisch. Es ist 
der Tag der deutschen Einheit, und es ist die Wahl zur zweiten Legislaturperiode 
Jtes Europäischen Parlaments. Das ist in sich kein Gegensatz. Die Frage der Ein- 
heit unserer Nation läßt sich mit Sicherheit nur befriedigend und auf friedlichem 
Wege lösen gemeinsam mit unseren Nachbarn in Ost und West und vor allem un- 
ter einem europäischen Dach. 
feh weiß, daß mancherlei Europamüdigkeit durchs Land geht, aber ich möchte 
s,e alle aufrufen, Ihre ganze Kraft in dieser Wahl einzusetzen. Die Christlich De- 
mokratische Union Deutschlands war immer die Europapartei der Deutschen, 
JjW daran wird sich in Zukunft nichts ändern, allen Ärgers und bei allem Ver- 
j*ruß, wenn es um die Details geht. Wir brauchen Europa alle, aber wir, die 
Deutschen, brauchen es ganz besonders. Und deswegen rufe ich Ihnen zu: En- 
9a9ieren Sie sich mit ganzer Kraft in diesem Wahlkampf, damit wir in einem 
Möglichst großartigen Bekenntnis zur wachsenden politischen Einigung Euro- 
Das unseren Beitrag leisten. 
^lr werden in den nächsten Wochen unter der französischen Präsidentschaft in 
•ter Gemeinschaft schwierige Fragen zu erledigen haben. Fragen, die auch von 
JJns Opfer abverlangen. Aber ich bleibe bei meiner These, die ich damals aus An- 
laß der letzten Wahl zum ersten freigewählten Parlament immer wieder vorgetra- 
gen habe: Jede Mark vernünftig in Europa investiert, ist eine Abschlagszahlung 
Ur die freiheitliche Zukunft der Deutschen. 

rßr 'n diesen Parteien Gewerkschaftsfüh- 
Wj' ^rt,eitnehmer, Betriebsräte genauso 
cje 

Untemehmer, Landwirte, Schüler, Stu- 
Män

6n' ^earT>te. um nur einige zu nennen, 
fjnd ner und Frauen ihre politische Heimat 

^ok n Und nicnt 9leicnzeit'9 eine faire de- 
li    ^tische Diskussion in der Partei mög- 
njCL dachen. Eine solche Diskussion ist 

^d 

ichen der Schwäche, sondern Zei- 
ger inneren Stärke  unserer Partei 

fQhrt. 

*ie| 

tiesw egen wird diese Diskussion ge- 

Jas 

unserer Politik muß sein, einen 
e'trag zu einer kinderfreundlicheren 
^Seilschaft, einer familienfreundli- 
msren Gesellschaft zu leisten. 

der ri
erden wir in aller Offenheit miteinan- 
lskutieren und ich bin sicher, diese 

Diskussion bis zum Ende dieses Jahres in 
einer Weise zum Abschluß gebracht zu 
haben, daß die gesetzgebenden Körper- 
schaften die notwendigen Entscheidun- 
gen sehr rasch treffen können. 

Leistung muß sich wieder 
lohnen 
Dabei müssen wir manches aufarbeiten, 
was in der Vergangenheit steckengeblie- 
ben ist. Etwa im Bereich der Forschungs- 
investitionen. Wir müssen den Unterneh- 
mungsgeist und die Eigeninitiative unserer 
Mitbürger stärken. Leistung ist für uns 
nicht irgendein psychologischer Fetisch, 
die Bereitschaft zur Leistung ist die Vor- 
aussetzung für jeden Fortschritt der Ver- 
nunft in der Bundesrepublik Deutschland. 
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Es ist zugleich auch die Chance, der Ar- 
beitslosigkeit entscheidend begegnen zu 
können. Dies gilt ganz besonders für die 
junge Generation. Hier haben wir mit der 
Lehrstellenaktion einen wesentlichen 
Schritt nach vorne tun können. Wir wer- 
den heute ein umfangreiches Programm 
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig- 
keit diskutieren. Notwendig sind auf die- 
sem Wege viele kleine Schritte. Es gibt auf 
diesem wohl schwierigsten Feld unserer 
Gesellschaft gegenwärtig keinerlei Patent- 
lösungen. Wir werden ein ganzes Paket 
von Lösungen zu überlegen haben und 
müssen offen und ehrlich gegenüber der 
jungen Generation bekennen, daß auch 
diese einzelnen Lösungen nicht über 
Nacht zum Erfolg führen werden. 

Unsere Politik ist berechenbar 
In den Beziehungen zwischen Ost und 
West haben gerade die letzten Wochen 
und Monate deutlich gemacht, wie richtig 
der alte, tragende Satz von CDU-Politik 
ist: Ohne Frieden kann die Freiheit nicht 
bestehen, was aber auch richtig ist: ohne 
Freiheit kann der Friede nicht dauern. 
Dieser innere Zusammenhang ist und 
bleibt ethische Grundlage unserer Außen- 
und Sicherheitspolitik. Wir haben unseren 
Beitrag zur Sicherung des Friedens in 
Freiheit geleistet. Ich habe gerade in die- 
sen Tagen bei meinen Gesprächen in 
Moskau gespürt, wie wichtig es ist, für un- 
sere Freunde im Westen und für unsere 
Gesprächspartner im Osten, daß die Poli- 
tik der Bundesrepublik Deuschland eine 
berechenbare Politik ist. Daß wir hier in 
Bonn nicht anders sprechen, nicht mit an- 
derer Zunge sprechen, als an irgendeinem 
anderen Platz in der Welt. 
Daß auf unser Wort Verlaß ist, ist die Vor- 
aussetzung für den notwendigen Dialog 
und die Zusammenarbeit in allen Berei- 
chen: Bei den Besprechungen und Ver- 
handlungen in Stockholm, in ein paar Ta- 

gen bei der Wiederaufnahme der Mßf" 
Verhandlungen in Wien, bei allen Gespra 

chen, die wir darüber hinaus in Ost U": 
West zu führen haben, bleibt unser Z'e' 
Wir wollen Frieden schaffen mit weni9e 

Waffen. 
Und gerade weil wir uns als berechenb3 

rer Partner erwiesen haben und gerao • 
weil wir unser gegebenes Wort gehalt6 

haben, haben wir auch eine besonder 

moralische Verpflichtung, aber auch e'n 

moralische Autorität, in den Gespräch 
in Ost und West, auch in den Gespräche^ 
die ich in wenigen Tagen mit dem ameriK 
nischen  Präsidenten  in  Washington i 

führen habe, darauf zu dringen, daß es D 
der Idee bleibt, in einer waffenstarrertde 

Welt auf allen Ebenen so schnell wie mo9 
lieh zu wirklich kontrollierter Abrüstung * 
kommen. 

In Deutschland zugunsten de' 
Menschen vorangekommen 
Wir   haben   im   vergangenen   Jahr  a" , 
skeptischen   Bemerkungen   im   In-  ^ 
Ausland zum Trotz unser Wort gehaHej 
Wir haben, wie es mein Amtsvorgänfl 
damals im Namen des ganzen Deutsc h*1 

i\lA' Bundestages versprochen hat, den "V 
TO-Doppelbeschluß eingehalten. Wir ^ 
ben die Notwendigkeit der Stationier^ 
erkannt, und wir haben sie durchgese1 

Und es ist auch keine neue Eiszeit einÖ ^ 
treten, die Ost-West-Beziehungen hat 
sich weiterentwickelt, und das gilt insD 

sondere für die  Beziehungen zwisC'1 

der    DDR    und    der    Bundesrep^ tjli* 

Deutschland. Es ist unübersehbar, daß 
-in 
id 

ohne, daß an irgendeinem Punkt die Pr, 
zipiellen Unterschiede und unsere GrUl! 
position aufgegeben wurde, es möfl1 

war, in vernünftigen Gesprächen zU*L(i 
sten   der   Menschen   in   beiden   T«' . 

.   1/101 
Deutschlands — wenn auch nur ein * y 

nes Stück, aber immerhin ein Stück 
voranzukommen. 



UiD 7 • 23. Februar 1984 • Seite 5 

HEINER GEISSLER: 

Unser Programm zeigt viele vernünftige 
und praktische Maßnahmen auf 
JJJ* der Beratung und Verabschie- 
. uhg des Programms zur Bekämp- 
"ng der Jugendarbeitslosigkeit er- 

^J'en wir nicht nur einen Auftrag des 
! «ten Bundesparteitages, sondern 

'»ten einen Beitrag zu einem der 
£^n9endsten Probleme unserer 

it. Es gibt zur Bekämpfung der Ju- 
^ndarbeitslosigkeit kein Patentre- 

letf L Es gibt aber den We9 der vie" 
L n Weinen Schritte, und wer nicht 
^ reit ist, diese vielen kleinen Schrit- 
.*u machen, wird nicht am Ziel an- 
g^men, stellte Heiner Geißler fest. 

Q'e Jugendarbeitslosigkeit ist ein Teil 
Wi 

der allgemeinen Arbeitslosigkeit. Es 
b|e 

daner keine isolierte Lösung des Pro- 

$\*i 9eben- Aber Junge Menscnen trifft 
tier beitslos'9keit psychologisch boson- 
s' s hart- Sie stehen nach der Schule vor 
9ebr Verna9elten Welt. Das Gefühl, nicht 
te Q

raucnt zu werden, ist schlimm. Die kal- 
Wjrd

ÜScne am Anfang ihres Berufslebens 
ist 

so schnell nicht vergessen. Die Folge 

^b°t Resi9nation oder Rebellion. Des- 
flaß man sich nicht damit trösten, 
c^6 art)eitslose Jugendliche sozial abgesi- 
bra(; 

sind, z. B. durch Sozialhilfe. Sie 
lcr>en  zusätzliche  Maßnahmen  über 

$ch J.lassiscne   Beschäftigung  von  Wirt- 
d6r ?sPolitik hinaus, aber ein Programm 

" Vle'en kleinen Schritte. 

"8er Programm zur Bekämpfung der 
u9endarbeitslosigkeit   ist  ein   Pro- 

*ramm gegen den Pessimismus, den 
0
le SPD allenthalben verbreitet. Die 
u9endarbeitslosigkeit ist — das muß 

man deutlich sehen — Teil der Kon- 
kursmasse, die wir von der SPD über- 
nommen haben. Durch die Initiative 
des Bundeskanzlers haben Industrie, 
Handel, Handwerk und Verwaltung 
46000 Ausbildungsplätze mehr als 
1982 zur Verfügung gestellt, insge- 
samt fast 700000. Dies ist die größte 
Zahl von Ausbildungsplätzen, die seit 
Kriegsende in einem Jahr zur Verfü- 
gung stand. Wir brauchen auch für 
1984 eine entsprechende Anstren- 
gung. 

Wir fordern die SPD auf, in diesem Jahr 
Anstrengungen in Wirtschaft und Verwal- 
tung nicht zu behindern, sondern zu un- 
terstützen. Die SPD handelt verantwor- 
tungslos, wenn sie auch in diesem Jahr 
Angst und Unruhe unter den jungen Men- 
schen schürt, um auf diesem Feuer ihre 
parteipolitische Suppe kochen zu können. 

Ohne Wachstum geht nichts 
Eine entscheidende Voraussetzung die- 
ses Programms ist die Stärkung der wirt- 
schaftlichen Leistungskraft. Wachstum ist 
gewiß nicht alles. Aber ohne Wachstum 
geht nichts. Was sollen gut ausgebildete 
Kfz-Schlosser denn reparieren, wenn die 
Automobilindustrie stagniert? Wo soll ein 
tüchtiger Bauhandwerker denn schaffen, 
wenn die Zinsentwicklung den Baumarkt 
leergefegt hat? Wo soll ein Ingenieur für 
Regelungstechnik sein Wissen umsetzen, 
wenn den Unternehmen das Eigenkapital 
fehlt, um in prozeßgesteuerte Fertigungs- 
anlagen investieren zu können? 
Nullwachstum ist ein Programm derjeni- 
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gen, die ihr Schäfchen schon ins trocke- 
ne gebracht haben. Ein Programm der Sa- 
turierten, mancher Alternativen, die von 
der Sozialhilfe leben, die von den Arbei- 
tern bezahlt wird. Man kann auch nicht 
den Stillstand des Sozialprodukts und 
gleichzeitig die Erhöhung der Soziallei- 
stungen fordern. In den selben Zusam- 
menhang gehört die Forderung nach Ein- 
führung der 35-Stunden-Woche bei 
gleichzeitigem Lohnausgleich. Der Zu- 
wachs an Produktivität kann nur einmal 
verteilt werden. Wer ihn zu Lasten neuer 
Investitionen verteilen will, der verhindert 
neue Arbeitsplätze in der Zukunft. Die 
Forderung nach der 35-Stunden-Woche 
richtet sich gegen die Arbeitnehmer und 
ist ein arbeitsmarktpolitisches Harakiri. 
Wir sind nicht blind für die Chancen, die in 
den verschiedenen Formen der Arbeits- 
zeitverkürzung liegen. Aber sie müssen 
wirklich geeignet sein, die Arbeitslosigkeit 
zu beseitigen und dürfen sie nicht noch 
verschärfen. Millionenarbeitslosigkeit ist ja 
im Grunde eine Form zwangsweiser Ar- 
beitszeitverkürzung — und überdies die 
teuerste. 

Jugendlichen Arbeitslosen ist mit 
großartigen Perspektiven nicht gehol- 
fen. Was sie brauchen ist kurz- und 
mittelfristige, ganz hautnahe Hilfe. 
Deshalb ist unser Programm zur Be- 
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
ein Programm der vielen kleinen 
Schritte, um jungen Menschen zu 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen zu 
verhelfen. 

Unser Programm ist eine praktische Maß- 
nahmenpalette, die helfen soll, die vielen 
Stolpersteine wegzuräumen auf dem Weg 
zu einer guten Ausbildung oder einem si- 
cheren Arbeitsplatz. 

Wo liegen die Probleme? 
Die meisten jungen Menschen stolpern of- 
fensichtlich   über   die   Berufsausbildung. 

Ein erster Schritt im Kampf um die Ar- 
beitslosigkeit ist die Bildung der junget 
Menschen. Zwei Drittel aller arbeitslose11 

Jugendlichen hat keine oder nur eine ab" 
gebrochene Lehre. Ein Drittel von ihnen 
hat noch nicht einmal die Hauptschule Qe' 
schafft. In der Vergangenheit konnten *" 
uns damit eher abfinden, weil diese Ju' 
gendlichen als ungelernte Kräfte Einkorn' 
men und Auskommen fanden. Das geling 
heute kaum noch und wird angesichts de 
künftigen technologischen Entwicklung s 

gut wie unmöglich sein. 
ist 

m*1 

ist 

Deshalb sagen wir: eine Ausbildung 
besser als keine Ausbildung. Wer ein 
im Leben das Lernen gelernt hat, der ' 
auch fähig zum lebenslangen Lernen. D'e 

ser Grundsatz ist die einzig gültige Fan 
karte für den Zug in die Zukunft. 
Deshalb sind die Vorschläge zur VerbeS' 
serung der beruflichen Bildung Schwe 
punkte dieses Programms. 

Gegen 
Arbeitsverhinderungsämter 
Ein ärgerlicher Stolperstein scheint auc 
das Arbeitsamt zu sein. Ich sage das hie 
ganz unpolemisch. Wenn man in DisK|j 
sionen auf die Möglichkeiten des Arbeit 
amtes verweist, wird man nicht selten aU 
gelacht. Offensichtlich wird die Berufs^ 
ratung und Arbeitsvermittlung von den J 
gendlichen und ihren  Eltern,  aber a«J 
von den Schulen und den Ausbildungs^ 
trieben als nicht sehr hilfreich erfa,irJL 
Wir schlagen deshalb Maßnahmen vor, ° 
mit aus dem Arbeitsamt kein „Arbeitst 
hinderungsamt" wird. 
Ein ganz konkretes Beispiel dafür ist 
gender Fall: Ein CDU-Stadtverband in He 
sen hat wie die meisten anderen Kreisv 
bände im Rahmen einer Lehrstellenakt' 
Firmen angeschrieben, im konkreten 
280,  und  dadurch  über 30  zusätzH^ 
Ausbildungsplätze   nachweisen   könn^jrl 
Auf Druck von SPD-Mandatsträgern pin 
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j^t dann die Arbeitsverwaltung das ganze 
nstrumentarium   des   Arbeitsförderungs- 
9esetzes in Gang gesetzt, um diese Initia- 
le zu stoppen. Dazu kann ich nur sagen: 

Im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
brauchen wir nicht unbedingt neue 
Gesetze. Aber wir verlangen, daß die 
Gesetze,    auch    das    Arbeitsförde- 
rungsgesetz, von den Behörden nicht 
9egen die Bürger, sondern zugunsten 
der Bürger ausgelegt und angewen- 
det werden. 

in weiteres  Hindernis sind  die  ausbil- 
Ungshemmenden  Vorschriften.  Hier  ist 
°non v'el erreicht worden, aber wir sind 
°ch nicht am Ende. Ich kann es verste- 
en, wenn  ein  Meister einen  Bewerber 

s dem   Berufsgrundbildungsjahr  nicht 
hr,e weiteres akzeptiert. Er ist nämlich 

^Pflichtet, dieses Schuljahr voll auf die 
ehre anzurechnen, obwohl das, was in 

r Schule gelernt wurde, manchmal nur 
enig zu dem paßt, was im Betrieb pas- 

QrrT ^'ne Änderung der Anrechnungsver- 
!j   nun9 wäre für die Qualität der Lehr- 
erausbildung ein Gewinn; lediglich die 
alogischen   Gegner  des   dualen   Sy- 
erns hätten eine weitere Niederlage hin- 

nehmen. 

Ausbildungsplätze dürfen 
,cht unnötig blockiert werden 

Sch*1 ^to|Perste'nen gibt es auch 
p^'aglöcher. Rund 20000 Ausbildungs- 
ge       Dleiben jährlich unbesetzt, weil Ju- 

ndliche bei mehreren Betrieben Verträ- 
ge abschließen, aber nach der endgülti- 
r,j Entscheidung den anderen Firmen 
^ nt Bescheid geben. So werden Ausbil- 
Oft f?

Sp'ä*ze unnötig blockiert und können 
iwUr das laufende Ausbildungsjahr nicht 
Wir?!' besetzt werden. Deshalb schlagen 
rr,ek'e Einführung einer Lehrstellenannah- 

Karte vor, die zwar nicht Mehrfachbe- 
»Ungen, wohl aber Mehrfachverträge 

w6rbu 
Urirv.-   a     '  wom aoer Menrracnverirage 

m°glich macht. Ich begrüße es, daß das 

Land Niedersachsen unseren Vorschlag 
bereits aufgegriffen hat. 

Im Gegensatz zur 35-Stunden-Woche 
bei vollem Lohnausgleich ist die Ver- 
kürzung der Lebensarbeitszeit, kon- 
kret gesprochen die von der Bundes- 
regierung beschlossene Vorruhe- 
standsregelung, eine sinnvolle und 
hilfreiche Entscheidung. 

Es ist besser, einem 59jährigen ein Vorru- 
hestandsgeld als einem 30jährigen das Ar- 
beitslosengeld zu finanzieren. 

Für mehr Flexibilität in der 
Arbeitszeit 
Wir haben in diesem Programm eine Rei- 
he von weiteren Vorschlägen zur Flexibili- 
sierung der Arbeitszeit gemacht. Hier ste- 
hen sich zwei Fronten gegenüber: Ge- 
werkschaften und andere halten fest an 
starren, kollektivistischen Arbeitszeitrege- 
lungen. Wir sind der Auffassung, daß auf 
neue Probleme auch neue Antworten ge- 
funden werden müssen. Und dazu gehö- 
ren unsere Vorschläge für die Teilzeitar- 
beitsplätze, für Arbeitsplatzteilung bis hin 
zur Einschränkung der Nebentätigkeit im 
öffentlichen Dienst. Die Menschen ver- 
zweifeln doch zu Recht an den Gesetzen 
und an der Bürokratie: Es gibt 250000 Ar- 
beitslose, die nur Teilzeitarbeitsplätze su- 
chen, das heißt, sie wollen keine 8 Stun- 
den täglich arbeiten. Und gleichzeitig gibt 
es 2 Millionen Vollerwerbstätige, die auch 
nicht 8 Stunden täglich arbeiten wollen, 
sondern weniger. 
Die einen arbeiten also null Stunden, wol- 
len aber 4 Stunden arbeiten und dürfen es 
nicht, die anderen arbeiten 8 Stunden und 
wollen nur 4 Stunden arbeiten und dürfen 
es auch nicht. Das ist höherer politischer 
Unsinn zu Lasten der Menschen. Was wol- 
len wir für eine gesellschaftliche und wirt- 
schaftliche Ordnung? 

Müssen sich denn die Menschen an 
eine erstarrte  Wirtschafts-  und  Ge- 
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sellschaftsordnung   anpassen,   oder 
ist es nicht besser, daß sich die Wirt- 
schafts-  und Arbeitszeitordnung  an 
die  Bedürfnisse  der  Menschen  an- 
paßt. 

Und warum eigentlich soll es ein Tabu und 
unantastbar sein, daß Angehörige des öf- 
fentlichen Dienstes, in unkündbarer Posi- 
tion, neben — und für manche gilt wäh- 
rend   —   ihrer  hauptamtlichen  Tätigkeit 
noch einen zusätzlichen Verdienst neben- 
amtlich erwerben können, während ande- 
re überhaupt nichts verdienen. 

Darüber hinaus müssen wir auch eine ge- 
setzliche und tarifvertragliche Erleichte- 
rung von befristeten Arbeitsverträgen er- 
reichen. Damit sind nicht Kettenarbeits- 
verträge gemeint. Aber unser Instrumen- 
tarium muß gelenkiger werden. Wir müs- 
sen flexibler reagieren können, wenn z. B. 
eine Vertretung eingestellt werden soll für 
einen wehrpflichtigen Arbeitnehmer oder 
für eine Frau in Mutterschaftsurlaub. Mit 
der bisher praktizierten Alles-oder-nichts- 
Methode üben wir uns in Grundsatztreue 
zu Lasten von Arbeitslosen! 

Bessere Chancen für Frauen 
und Mädchen 
Bei der Herstellung von Chancengleich- 
heit für Mann und Frau sind wir ohne 
Zweifel ein gutes Stück weitergekommen. 
Gerade die beharrliche politische Arbeit 
vieler Frauen ist nicht ohne Ergebnis ge- 
blieben. Ich denke, der Bundesausschuß 
sollte diesem Engagement der Frauen in 
der CDU seine Anerkennung bezeugen. 
Aber immer noch liegt hier vieles im ar- 
gen. Die Mädchen haben in den vergange- 
nen Jahren im Bereich der Schulbildung 
gegenüber den Jungen gewaltig aufge- 
holt. 
Aber selbst bei besseren Schulleistungen 
der Mädchen sind ihre Chancen auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt      erschreckend 

gering. Wir müssen endlich fort von dern 

Klischee der sogenannten klassische*1 

Frauenberufe wie Friseuse, Verkäufer"1 

oder Näherin. Deshalb legt unser Pr0' 
gramm in einem eigenen Kapitel einen K*' 
talog von Schwerpunktmaßnahmen v°r^ 
die vor allem darauf abzielen, neue Mö<T 
lichkeiten in gewerblich-technischen 0e' 
rufen zu erschließen. Warum sollen el' 
gentlich Mädchen nicht Fliesenleger ode 
Elektriker werden? 

Das große Problem der 
Akademikerarbeitslosigkeit 
In diesem Programm nehmen wir n°c 

nicht Stellung zum Problem der arbeitsj0 

sen  Akademiker.   Dieses  Problem  ^ 
aber von Jahr zu Jahr drängender. Wen

{ 

sich die Entwicklung so fortsetzt, korn^1 

in wenigen Jahren auf zwei Maurer ein ^ 
chitekt, auf zwei Elektriker ein Elektro" ^ 
genieur. Anders gesagt: Wir leisten uf1 

heute  den volkswirtschaftlichen  Unsfl * 
Diplom-Arbeitslose zu produzieren. Nat"-" 
lieh wollen wir keine Planwirtschaft!'0 

Steuerung von Bildung und Ausbild^ 
Aber wir dürfen doch gegenüber den ju 

gen Leuten nicht länger so tun, als ^ön° 
jeder der bald eineinhalb Millionen St 
denten  einmal einen seiner Ausbilde/1 

entsprechenden    Ausbildungsplatz 
kommen. 

•   A  fl In verschiedenen  Parteigremien sina 
diesem Thema Vorschläge erarbeitet ^° 
den, die uns aber noch nicht zufriede 
stellen können. Ich schlage Ihnen da"1 

vor, die Zukunftskommission Jugend 
beauftragen, auf der Basis der schon er . 
beiteten Entwürfe sobald wie möglich 
nen neuen Vorschlag zur Verbessert 
der Arbeitsmarktsituation von Hochscr" 
absolventen zu erarbeiten, über den    . 
Bundesparteiausschuß  nach  Möglich 
schon im Herbst beraten und entschei 
wird. 
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DEMOSKOPIE 

Politische Stimmung gut für die Union 
l*s Ansehen von Bundeskanzler 
*jmut Kohl hat auch nach seiner 

^Scheidung, Verteidigungsminister 
**nfred Wörner im Amt zu behalten, 

e'ter zugenommen. Jüngste Umfra- 
9er, von Infas zeigen, daß der Bun- 
4aSkanzler Ende Januar 1984 von 
diu ^rozen* der Befragten das Prä- 
p at »gut" erhielt; das sind 0,5 
üftkte mehr als im Dezember 1983. 

A Uch die Ergebnisse der sogenannten 
l^*Sonntagsfrage („Was würden Sie wäh- 
• • Wenn am nächsten Sonntag Bundes- 
tagswahlen wären?") belegen, daß die 
I ^desregierung ihre Stellung in der Wäh- 
v ^Ur,st  seit  Jahresbeginn   sogar  noch 

bessern konnte. 

ts~S. 2Um Beispiel erhielt auf die Sonn- 
JJJrage folgende Antworten: 

2. Jan. bis 
29.Jan. 1984 Dez. 1983 

CDU/CSU 

in Prozent 

49,5 
39,5 
5,0 
5,5 

49,0 
39,0 

5,5 
6,0 

v0 
2 °ffensichtlich honorieren die Bürger 

auf a"em die Erfo,9e der Bundesregierung 
(jb   Wirtschaftlichem 
Ig^'egt   erstmals 

Gebiet:   Bei   Infas 
seit   dem   Frühjahr 

fle • die Zahl der Optimisten wieder die 
Pessimisten; bei Emnid wird die höch- ste 

M Zahl von  Wirtschaftsoptimisten  seit 
Stern ^ unter den Regierungsanhängern 
ity , essen. Auch die Forschungsgruppe 
19ft4 ^Mannneim) kommt im Januar 
nie, 2U dem ^r9ebnis, daß die Zahl derje- 

n Bürger, die in Jahresfrist eine Ver- 

besserung der wirtschaftlichen Lage er- 
warten, mit rund 29 Prozent deutlich hö- 
her liegt als die Zahl derjenigen, die eine 
Verschlechterung erwarten (17 Prozent). 
Wie weit sich demgegenüber die SPD vom 
Wähler entfernt hat, belegt das Wählerur- 
teil über das derzeitige Hauptthema der 
SPD, nämlich die Forderung nach Einfüh- 
rung der 35-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich. Nach Umfragen der For- 
schungsgruppe Wahlen wollen von den 
Berufstätigen nur 34 Prozent die 35-Stun- 
den-Woche, rund 66 Prozent sind dage- 
gen, und zwar auch bei vollem Lohnaus- 
gleich. Selbst SPD-Anhänger lehnen die 
35-Stunden-Woche mehrheitlich ab (57 
Prozent); nur 42 Prozent befürworten sie. 
Vergleichbar entscheiden sich Gewerk- 
schaftsmitglieder: 58 Prozent sind dage- 
gen; noch nicht einmal 42 Prozent dafür. 

Stoltenberg begrüßt Beschluß 
des BFH 
Der Bundesfinanzhof hat es abgelehnt, 
die Vollziehung der Investitionshilfeabga- 
be auszusetzen. Er hat damit bestätigt, 
daß die Investitionshilfeabgabe von den 
Arbeitgebern einzubehalten und abzufüh- 
ren ist. Bundesfinanzminister Gerhard 
Stoltenberg begrüßt diese Entscheidung. 
Denn damit sind auch Zweifel an der 
Pflicht zur Anmeldung der Investitionshil- 
feabgabe ausgeräumt. Die Investitionshil- 
feabgabe ist als Solidarbeitrag der besser- 
verdienenden Mitbürger für wichtige Vor- 
haben zur Belebung der Wirtschaft und 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auch po- 
litisch unverändert von großer Bedeutung. 
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WAHLEN 

„Volksbefragung" 
stößt auf rechtliche 
Bedenken 
Gegen die Absicht des „Koordina- 
tionsausschusses Volksbefragung" 
am 17. Juni anläßlich der Europawahl 
in der Nähe der Wahllokale bundes- 
weit eine „Volksbefragung" durchzu- 
führen, hat sich der Bundeswahllei- 
ter gewandt. In einem Brief an den 
Koordinationsausschuß heißt es 
u. a.... „Gerade dieses .Anhängen' 
an die öffentliche, also von der staat- 
lichen Gemeinschaft aller Bürger or- 
ganisierte Wahlhandlung, ist rechts- 
und allgemeinpolitisch aus meiner 
Sicht als Bundeswahlleiter außeror- 
dentlich problematisch.. ." 

Ich bitte zu bedenken, daß die Wahl in 
einem Staat wie der Bundesrepublik 

Deutschland mit einem repräsentativen 
Demokratiesystem der zentrale grundle- 
gende Akt der Einflußnahme des Volkes 
als Souverän auf die Staatswillensbildung 
ist. Mit ihm wird jedem Bürger Gelegen- 
heit gegeben, sich an der politischen 
Grundentscheidung für die nächsten Jah- 
re zu beteiligen und diese mit zu formen. 
Da die Mehrheiten ausschlaggebend, aber 
auch die Anteile der Minderheiten für die 
Durchsetzung politischer Ziele bedeutsam 
sind, kommt es in einer Demokratie darauf 
an, daß möglichst viele Bürger in freier 
Entscheidung an diesem konstitutiven Akt 
der Wahl teilnehmen. 
Das Recht der freien Wahl ist deshalb in 
Generationen erstritten und in Revolutio- 
nen durchgesetzt worden. Wir wissen alle, 
daß dieses Recht auch heute noch nicht 
überall in näherer und fernerer Nachbar- 

schaft  der Bundesrepublik  Deutsch^ 
selbstverständlich ist. 

Aus diesem Grund muß das Prinzip 6$ 

freien Wahl nicht nur gegen den Staat, 9 
gen das, was man früher Obrigkeit nanfl'' 
verteidigt, sondern auch gegen objetf|V 

und subjektive Gefährdungen von privat 
Seite — sei es durch Einzelpersonen oOe 

Gruppen und Bewegungen — geschü' 
werden. Hierin sehe ich auch eine mein 

wesentlichen Aufgaben als Bundeswa11 

leiter. 

Das Recht der freien Wahl wird nicht nü 

durch das Wahlgeheimnis geschützt, d , 
durch die Einsamkeit in der Wahlzelle ü 

die     entsprechende     Behandlung    ^. 
Stimmscheines   gewährleistet   wird.   ^ 
Freiheit der Wahl gehört vielmehr aU<j 
der   absolut   ungehinderte,   unbeheHKJ 
Zugang zum Wahllokal, der nicht dur 
mögliche   subjektive   Pressionen,   d^r 

den öffentlichen Zwang zu einer e^er1
nl 

öffentlichen   „Vorabstimmung"   vor  de 
Wahllokal eingeschränkt werden darf. Da 

auf könnte aber möglicherweise im £r9e . 
nis und für das Empfinden vieler Wäf , 
die von Ihnen geplante „Volksbefragu• 
hinauslaufen,   soweit  sie   im   räumlicf1 

Umfeld der Wahllokale stattfindet. Ich & 
pelliere daher an Ihre Bereitschaft, die ° 
mokratischen   Lebensformen   nicht   n ^ 
rechtlich, sondern auch in der praktisch 
Übung lebendig zu erhalten, und bitte $ ' 
bei Ihren Entscheidungen die angefis5 

nen   Zusammenhänge   noch   einmal 
überdenken. Auch die politischen Parte' 
unterlassen wegen dieser Zusammen^ 
ge derartige Aktionen am Wahltag.        . 
Der Koordinationsausschuß setzt sich u. a- ..p 
folgenden  Gruppierungen  zusammen:  AK ^. 
Sühnezeichen/Friedensdienste   (ASF),   ^n

k0(i- 
tung der Frauen für den Frieden, Bundes*• . 
greß   entwicklungspolitischer   AktionsgruPy, 
(BUKO), Bundesverband Bürgerinitiativen "«. 
weltschutz   (BBU),   Deutsche   Friedensge=ßi; 
schaft/Vereinigte    Kriegsdienstgegner   (P e(i 
VK),   Vereinigte  Deutsche  Studentensc 
(VDS). 

haf*" 
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SPD-MEDIENKONZEPT 

^in später Sieg der Vernunft 
Als te „6ine »späte, aber bemerkenswer- 
r! Kurskorrektur" bezeichnete der 
^inland-pfälzische Ministerpräsi- 

nt Bernhard Vogel die Ankündi- 
9un 9 der SPD, in der Bundesrepublik 
*   hP 
. uidfunk un^ Fernsehen zuzulas- 

sen private Programmträger in 

§,"* Er sehe darin einen erfreulichen 
L e9 der Vernunft. Jahrelange Bemü- 

n9en der Union für ein modernes, 
lj STungsfähiges, fortschrittliches 
6 ?J'enkonzept, die immer auf den 

Werten Widerstand der SPD ge- 
|L —**n seien, fänden nunmehr damit 

re Bestätigung. 

Machdem der Regierungswechsel in 
Hart das ^nc,e cler technischen Blok- 
^ e zur Einführung der neuen Medien in 
.r Bundesrepublik gebracht hat, ist nun 
fle°h — zumindest im Ansatz — ein Ende 
tjn Blockade von mehr Meinungsvielfalt 
N damit mehr Meinungsfreiheit in Sicht. 
f0 

meinland-pfälzische Ministerpräsident 
j^ *K die Unionsländer auf, zielstrebig 
rjQ, "^edienkonzept zu verwirklichen und 
te 

te* an den Bundespostminister die Bit- 
cj'an seiner konsequent verfolgten Politik 

Verkabelung festzuhalten. 
er. .!e Einsicht ist besser als gar keine, 
.arte   der   medienpolitische   Sprecher 
\fy6- CDu/CSU-Bundestagsfraktion, Dieter 

w'rich'2U dem von der SPD vorgeste"_ 

Wneuen Medienkonzept. Die neuen Er- 
sch 

nmn lsse der SPD sollten nun in prakti- 
[w    Medienpolitik   umgesetzt   werden. 
F>^,u  bietet   sich   ein   medienpolitischer 
un<i der Vernunft zwischen den Parteien 
|u    den gesellschaftlichen Gruppen an. 

Auffassung von Weirich sollte die 

SPD in den von ihr regierten Ländern jetzt 
rasch Landesmediengesetze den Parla- 
menten vorlegen. Ein neuer gesetzlicher 
Rahmen ist erforderlich, um die sich aus 
der Technik ergebenden neuen Rundfunk- 
möglichkeiten zu nutzen. Auch die Union 
hält die Reform der verkrusteten öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten für ein 
vorrangiges Ziel. Wenn die SPD eine Ver- 
minderung des Parteieneinflusses auf die 
Monopolkolosse anstrebt, sollte sie es 
nicht bei frommen Wünschen belassen, 
sondern mit gutem Beispiel vorangehen. 
Wichtig ist, daß freie und private Rund- 
funkveranstalter die gleichen Chancen wie 
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten 
erhalten. Dabei müssen die gewachsenen 
erheblichen Wettbewerbsvorteile der öf- 
fentlich-rechtlichen Monopolanstalten ge- 
sehen werden. Vor allem darf die Werbung 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal- 
ten nicht ausgedehnt werden. 
Die SPD hat bereits bei der Ministerpräsi- 
dentenkonferenz am 23. Februar 1984 Ge- 
legenheit, zu zeigen, ob sie es mit der Or- 
ganisation eines publizistischen Wettbe- 
werbs zwischen öffentlich-rechtlichem 
und privatem Rundfunk wirklich ernst 
meint: Der europäische Kommunikations- 
satellit ECS macht Privatfernsehen noch 
in diesem Jahr möglich. Ein erster prakti- 
scher Einstieg in eine neue Medienland- 
schaft kann damit getan werden. 
Wer Fremdkommerzialisierung bei den 
neuen Medien vermeiden will, muß Veran- 
staltern im eigenen Land Chancen der 
Entfaltung geben. Durch ihre bisherige 
Blockade hat die SPD sich und privaten 
deutschen Rundfunkinteressenten einen 
Bärendienst geleistet. 
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EUROPA 

Beschämendes 
Schauspiel 
der Sozialisten 
in Straßburg 

Mit eindrucksvoller Mehrheit hat das 
Europäische Parlament den Vorent- 
wurf eines Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Union verabschie- 
det. Das Parlament hat damit erneut 
unter Beweis gestellt, daß es als An- 
walt der Bürger Europas, die die Ei- 
nigung ihrer Völker in Frieden und 
Freiheit wollen, handelt. Die breite 
Mehrheit für den Vertragsentwurf ist 
in erster Linie dem Votum der euro- 
päischen Christlichen Demokraten 
und Christlichen Sozialen (EVP) zu 
danken, die geschlossen dafür stim- 
men, stellte Egon Klepsch, Vizeprä- 
sident des Europäischen Parlamen- 
tes, fest. 

Um so enttäuschender für die Bürger 
Europas war demgegenüber das Ab- 

stimmungsverhalten insbesondere der 
Sozialistischen Fraktion, die ein trauriges 
Bild innerer Zerrissenheit bot. Die Hälfte 
ihrer Abgeordneten vermochten nicht 
über den Tellerrand ihrer engen, von Ideo- 
logie und nationalistischer Kleinlichkeit 
geprägten Interessen hinauszublicken. Zu 
denen, die dem Entwurf ihre Zustimmung 
versagten, gehören auch vier deutsche 
Sozialdemokraten, darunter die Spitzen- 
kandidatin der SPD für die kommende Eu- 
ropa-Wahl, Katharina Focke. 

Dieses Verhalten steht in krassem Gegen- 
satz zu den vollmundigen Erklärungen, die 
auf der Sitzung des Parteirates der SPD in 

Fellbach bei Stuttgart zu hören warön ge< 

gescheiterte  Europa-Politiker und ^ 
Vorsitzende Willy Brandt hatte dort un*e 

anderem gesagt, daß das Schicksal °e 

Bundesrepublik davon abhänge, „wie s'c 

Europa insgesamt behauptet und enW 
kelt".  Frau  Focke  hatte erklärt:  BUnSe 

Kontinent wird keine Zukunft haben, Wefl 

es nicht gelingt, den Herausforderung 
denen die Völker Westeuropas 9erTiel^ 
sam gegenüberstehen, auch gemeinst 
zu begegnen." 
In Straßburg hätten die deutschen So*1* 
demokraten beweisen können, daß Wo". 
und Taten bei ihnen übereinstimmen. St* 

rtl 
dessen hat ihre Spitzenkandidatin, ' 
Bunde mit anderen, der europäischen ü 

fentlichkeit eindrucksvoll vorgeführt. ° , 
ihre Fellbacher Äußerung nicht ein^, 
propagandistischen Wert hat. Ein besc«1 

mendes Schauspiel. Wer Europas ZukUn 

den Sozialdemokraten anvertraut, se 

sie in den Sand. 

Europa-Parlament 
erteilt 35-Stunden-Woche 
eine Absage 
Das Europäische Parlament hat der ' 
derung der Sozialisten nach der 35-S^ , 
den-Woche eine klare Absage erteilt- ^ 
Antrag der CDU-Abgeordneten  Marl^J, 
Lenz und Elmar Brock im Namen der ßv , 
Fraktion hat das Europäische Parlarfl^ 
sich für eine flexible Handhabung der ^ 
beitszeitverkürzung und Arbeitszeiten , 

oo° 
nisation ausgesprochen. Ausdrücklich^ 
auf die Zuständigkeit der Tarifpartner 
auf die Notwendigkeit hingewiesen, u'"t 

wirtschaftliche     Wiederbelebung     n,c 

durch zusätzliche Kosten zu gefährden- 

Das Europäische Parlament sprach s' 
für Teilzeitarbeit und Jobsharing sowie 
verschiedene Formen der Arbeitszeit 
kürzung aus. Sie sollen flexibel nach ßr 

chen, Betriebsgrößen und Regionen 9 
handhabt werden. 

A 
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26. EAK-BUNDESTAGUNG 

Carmen heute - Der evangelische 
Christ im Staat des Grundgesetzes 
if* 31. Mai 1984 jährt sich zum 
/*• Male jene von Lutheranern, Re- 

gierten und Linierten aus 19 deut- 
chen Landeskirchen in Barmen- 
emarke beschlossene Erklärung 
^ Lage der evangelischen Kirche 
/*• nationalsozialistischen Deutsch- 

«Ü!d'von der Karl Barth sa9te> sie 

fu ein „Ruf nach vorwärts". Der Prü- 
D

un9sauftrag für die mit über 900 
*uerteilnehmem bisher bestbe- 

l$t   te ^AK-Bundestagung lautete: 
II*    8 mut'9e Zeu9n's der Bekennt- 
^synode für den evangelischen 

nr>3ten im Staat des Jahres 1984 
ben   8ls eine kirchengeschichtlich 
6 J[eutsame Erklärung; kann es Ori- 
. tierung, Zielbestimmung und Weg- 
I Schreibung im persönlichen wie 
^staatlichen und kirchlichen Be- 
e,ch sein? 

01 das Ergebnis vorwegzunehmen: 
D'e vielfältigen Referate und Diskus- 

1en auf hohem geistig-geistlichem Ni- 
fQ u haben zahlreiche Impulse gegeben 
ij. e,[)e Standortbestimmung von Kirche 

u 
s'on 

t
chr*stl 

Staat  und  für  unsere   Politik  aus 
tiw   cner  Verantwortung.   In  die  poli- 
te "-ethische Diskussion um die Werte- 
Sc^

ntierung in Staat, Kirche und Gesell- 
-  aft haben die aus allen Teilen der Bun- 
/ePublik     Deutschland     angereisten 

de 
ey. -^«UUK ueuiscniana angereisien 
F»0 

n9e|ischen Christen in der Union ihre 
jj  ll|onen eingebracht. 

t5q 
traditionell am Vorabend der Bundes- 

Ab^9       stattfindende       Theologische 
(j^nd9espräch zum Thema „Bedeutung 

Frenzen der Bekenntnisschrift von 

Barmen heute" stand unter der Leitung 
des Vizepräsidenten des Landtages von 
Nordrhein-Westfalen, Dr. Hans-Ulrich Klo- 
se. In seinem einleitenden Vortrag kam 
Prof. Dr. Martin Honecker, Bonn, zu dem 
Ergebnis, daß die 6 Barmer Thesen in ih- 
rer Grundaussage nichts anderes als die 
Erinnerung an die Botschaft von der freien 
Gnade Gottes sind. Sie stellen Irrtümern 
evangelische Wahrheiten entgegen, aber 
sie entwerfen nicht oder nicht ausdrück- 
lich ein theologisches oder gar ein politi- 
sches Programm. Hierin waren sich die 
Gesprächsteilnehmer, die Zeitzeugen 
Pfarrer i. R. Hermann Lutze, Wuppertal, 
und Prof. Dr. Dr. Wilhelm Hahn, Heidel- 
berg, ebenso einig wie Prof. Dr. Klaus 
Goebel, Wuppertal, und der Staatsmini- 
ster beim Bundeskanzler, Friedrich Vogel, 
der tags zuvor bei der Wahl eines neuen 
EAK-Bundesvorsitzenden dem rheinland- 
pfälzischen Landtagspräsidenten Albrecht 
Martin nur knapp mit 27 zu 29 Stimmen 
unterlegen war. 

Kirchenrat Albrecht von Mutius stellte sein 
Geistliches Wort zu Beginn der Samstags- 
veranstaltung u. a. unter das Bibelwort: 
„Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an 
der Welt Ende." Denn wer sich mit Bar- 
men 1934 beschäftige, werde bald mer- 
ken, daß der Grundakkord dieser Erklä- 
rung ein zuversichtlicher, ermutigender 
ist. Dies hätten die Menschen damals als 
hilfreiche Klarstellung empfunden, und 
auch heute sei manches Nein notwendig 
zu einer Haltung, die sich von Ängsten 
treiben lasse. In seinem Hauptvortrag zum 
Tagungsthema   formulierte   der   Bevoll- 
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mächtigte des Rates der EKD am Sitz der 
Bundesrepublik Deutschland, Prälat 
Heinz-Georg Binder, Bonn, ein deutliches 
Ja zum Staat des Grundgesetzes. Dabei 
gehören für Prälat Binder Staat und Recht 
zusammen. Er wandte sich gegen eine un- 
zulässige Vermischung von Politik und 
Evangelium und fragte nach der eigentli- 
chen Priorität in der Kirche. Prälat Binder 
wörtlich: „Wenn ich die Tagesordnungen 
unserer Synoden und Kirchenleitungen 
ansehe, dann erscheint mir manchmal das 
Evangelium wie unter tausend anderen 
Sachen versteckt." 

In seinem Koreferat betonte der wegen 
seiner Wahl zum Vizepräsidenten des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem Amt 
des EAK-Bundesvorsitzenden ausge- 
schiedene Professor Dr. Roman Herzog, 
daß dem Staat des Grundgesetzes mehr 
Loyalität entgegenzubringen sei. Dies sei 
nicht nur eine ganz ernste Anfrage an je- 
den einzelnen Christen, sondern auch ei- 
ne Anfrage an die christlichen Kirchen: 
„Auch sie genießen in diesem freiheitli- 
chen und demokratischen Gemeinwesen 
eine Freiheit — und übrigens auch eine 
staatliche Unterstützung — die sie seit 
den Tagen des naiven Staatskirchentums 
nicht mehr genossen haben .. ." 

Nichts stehe ihrer Verkündigung im Wege, 
betonte Prof. Herzog, und sie hätten prak- 
tisch jederzeit Zugang zu den verantwort- 
lichen Politikern. Darüber hinaus würden 
weite Teile ihrer diakonischen Arbeit mit 
Millionen und Abermillionen aus öffentli- 
chen Kassen subventioniert. Eigentlich 
müsse man erwarten, daß sich darauf ein 
enges und warmherziges Verhältnis ihrer 
Amts- und Würdenträger zu diesem Staat 
aufbauen ließe, in aller Freiheit und selbst- 
verständlich auch in der Distanz, die zu 
halten jeder Kirche gegenüber jedem 
Staat gut tue. Aber es gehe die Rede vom 
Aussteigertum und von der Aussichtslo- 
sigkeit um, und deshalb betonte Prof. Her- 

zog: „Eine christliche Rede ist das nie** 
mit der man sich selbst HoffnungslosiÖ' 
keit einredet." 
Vor mehr als 2500 Zuhörern zeichne10 

Bundeskanzler Helmut Kohl bei der öffen'' 
liehen Schlußkundgebung die Gründling 
und Fundamente der Politik der Bundes' 
regierung und der sie tragenden Union5' 
Parteien. 
„Wer die politischen Aufgaben wahrnimfl1 

und im Spannungsfeld der Macht steH - 
muß sein Tun auch immer wieder daraü 
hin prüfen, ob er es vor seinem Gewisse 
und vor Gott verantworten kann. Eine al- 

lein durch Pragmatik geprägte Politik vtfr 

dem Druck nicht standhalten, den ^ 
Zeitgeist, die Gruppeninteressen und ma 

terialistisches Anspruchsdenken auf sl 

ausüben." 
Ausführlich beschäftigte sich der Bunde5^ 
kanzler mit den ethischen Grundlagen u 

serer Sicherheits- und Verteidigungsp0 

tik und den Bemühungen der Bundes1" 
gierung, den Frieden zu schaffen mit '^ 
mer weniger Waffen. 

Als   Hauptaufgabe   grundwertorientiert 
Innenpolitik in unserer Zeit kennzeichne 
der Kanzler das Ziel, „Arbeit zu schaff 
und für einen  gerechten  sozialen  Au 

gleich zu sorgen". Helmut Kohl: »Die S° 
ziale Marktwirtschaft hat sich Ökonomist 
als erfolgreich erwiesen. Doch mehr noc ' 
sie ist eine soziale Friedensordnung Trel 

Menschen . . . Wir ermutigen die Bür9  ' 
nicht nur zu fragen ,wer hilft mir?', s° 
dem auch ,wem helfe ich?'. Unsere G 

Seilschaft beweist ihre Humanität, *e 

viele ihren  Dienst am  Nächsten |eiste,f 
wenn viele für andere da sind — nicht n ^ 
jeder für sich selbst... Wir wollen f 
rücksichtsvollere   Gesellschaft,   die  uD 

den materiellen Interessen die Bedürtn 
se jenseits von Angebot und Nachtr«* 
nicht vergißt. Fortschritt muß mehr - 
als nur eine Vermehrung materieller 
ter." 

&y 



UiD 7 • 23. Februar 1984 • Seite 15 

^QCHWORT 

"59er-Regelung" 
s »59er-Regelungu wird die Möglichkeit 
oh § 128 des Arbeitsförderungsgeset- 

1 
s in der Fassung vom 22. Dezember 

Jah   bezeicnnet' daß Arbeitnehmer mit 60 
^ren in Rente gehen können, wenn sie 
vor ein Jahr arbeitslos gewesen sind. 
J vom  Bundeskabinett beschlossene 
lm^urf eines Gesetzes zur Anpassung 
ge

s Rechts der Arbeitsförderung und der 
£inr*Z,'cflen Rentenversicherung an die 

ruhrung von Vorruhestandsleistungen" 
tenzt die Regelungen, die im „Entwurf 

Q, es   Gesetzes  zur  Erleichterung   des 
^ergangs vom Arbeitsleben in den Ru- 
siehfnd" vor9esehen sind.  Der Entwurf 
statt e'ne Erweiterung der bisherigen Er- 

ltungspflichten des Arbeitgebers vor: 
l0$ 

Der Arbeitgeber, bei dem der Arbeits- 
s?e

e in den letzten zwölf Jahren minde- 
be!!

s Zenn Jahre beschäftigt war, soll ne- 
t>Qj, fern Arbeitslosengeld und der Ar- 
^0'

sl°senhilfe in Zukunft auch das vorge- 
VerV6 Altersruhegeld erstatten, wenn 
^eo ersicnerte dieses Altersruhegeld nur 
c/7« n der Arbeitslosigkeit geltend ma- 

en kann. 
^Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
/\ru ^gezogenes Altersruhegeld wegen 
j9hf'

ts,osigkeit sollen für insgesamt drei 
x 

re erstattet werden. 
rt)QLrbeitgeber mit in der Regel nicht 
*%« als 20 Arbeitnehmern (ohne Auszu- 
v°hrte und Schwerbehinderte) sollen 
W/ Erstattungspflicht ausgenommen 
a/s ®n- Für Arbeitgeber mit nicht mehr 
^beziehungsweise 60 Arbeitnehmern 
% £.'9t sich die Erstattungspflicht auf 
öes, "e/ beziehungsweise zwei Drittel 
s. ^o'ien Erstattungsbetrages. 
% 'e gesetzliche Regelung, nach der 
tyrt^stattungspflicht bei „unzumutbarer 
'^ Int aft,'cher Belastung" entfällt, wird 
er ^fresse der Rechtssicherheit genau- 
0,faßt- 
x ^rstattungspflicht soll entfallen, 

er>n zur Wiederherstellung der Er- 

tragsfähigkeit des Betriebes öffentliche 
Zuschüsse, Kredite oder Bürgschaften 
oder wegen grundlegender Betriebsände- 
rungen öffentliche Anpassungshilfen ge- 
währt werden, 
— wenn der Arbeitgeber sich in nachhal- 
tigen und erheblichen finanziellen Schwie- 
rigkeiten befindet und die Zahl der Arbeit- 
nehmer im Betrieb, in dem der Arbeitneh- 
mer beschäftigt war, um mehr als 15 Pro- 
zent innerhalb von zwei Jahren vermindert 
worden ist, 
— wenn die Erstattung die Existenz des 
Betriebes gefährdet. 
Das neue Recht soll grundsätzlich nur für 
Fälle gelten, in denen das Arbeitsver- 
hältnis nach Inkrafttreten des Gesetzes 
endet. 

Kalender des 
Gesamtdeutschen Instituts 
schon vergriffen 
Der Kalender des Gesamtdeutschen Insti- 
tuts für das Jahr 1984, der Städten und 
Landschaften beiderseits der innerdeut- 
schen Grenze gewidmet ist und der Ende 
des vergangenen Jahres politisches Auf- 
sehen erregte, ist besonders gefragt. Er 
war — früher als in den Vorjahren — 
schon Ende Januar vergriffen. Im Gesamt- 
deutschen Institut schließt man nicht aus, 
daß für dieses gesteigerte Interesse nicht 
nur das Thema verantwortlich ist, sondern 
auch der nordrhein-westfälische Kultusmi- 
nister Schwier, der seine Genehmigung 
dafür versagte, den Kalender an die Schu- 
len Nordrhein-Westfalens auszuliefern. 
Schwier hatte dies damit begründet, daß 
der Kalender das Trennende zwischen 
den beiden deutschen Staaten betone 
und viele Textbeiträge zu sehr an Emotio- 
nen, an unterschwellige negative Gefühle 
des Lesers appellierten und zu wenig die 
Bereitschaft zu kritischer Auseinanderset- 
zung mit der deutschen Teilung förderten. 
Schwiers Entscheidung war vom Deut- 
schen Lehrerverband scharf kritisiert wor- 
den. 
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ZITATE 

Rundfunk-Wende 
Spät kommt sie, doch nun fällt sie um so deutli- 
cher aus: die medienpolitische Kehrtwendung 
der SPD. Bisher jedwedem Rundfunkkommerz 
abhold, wollen Sozialdemokraten jetzt privaten 
Rundfunk „akzeptieren". Mit ihrem „medienpoli- 
tischen Aktionsprogramm 1984" übt die SPD 
nach mancherlei Signalen nicht mehr ganz 
überraschend Rundfunk-Toleranz. Sie hat damit 
erst einmal selber politischen Spielraum ge- 
wonnen. Sie drohte in die Isolation zu geraten, 
angesichts rasanter technischer Entwicklungen 
den Zug der Neuen Medien endgültig zu ver- 
passen, ja eine Rundfunk-Kleinstaaterei und ei- 
ne Fremdbestimmung der inländischen Rund- 
funkordnung durch Satellitenfunk zu dulden. 
Das „Aktionsprogramm" ist also mehr später 
Einsicht, weniger eigenem Antrieb entsprun- 
gen, wenn auch die frühere dogmatische Fest- 
legung auf das Rundfunkmonopol einer zuneh- 
mend kritischen Position weicht. Mit Argusau- 
gen sieht die SPD, wie die Anstalten jeden neu 
eröffneten elektronischen Marktplatz zu Lasten 
eines offenen Wettbewerbs zu besetzen su- 
chen. Ob nun aus sachlicher Einsicht oder tak- 
tischem Kalkül: die SPD will medienpolitisch 
wieder ins Gespräch kommen. Aus der Position 

der Verweigerung war dies nicht möglich- 
Aufhebung der Blockade ist überfällig. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21. Febru 
1984 

Es ist noch gar nicht lange her, da wurde .^ 
Öffentlichkeit mit Prognosen geschockt 
Winter 1983/84 würde die Dreimillionengj .. 
ze bei den registrierten Erwerbslosen jip^ 
schritten. Aus dieser Sicht waren auch . 
nächsten Millionenschritte schon wohlfeil- v ^ 
fünf — wer bietet mehr? Die Wirklichkeit s'u 
anders aus, wenngleich Vollbeschäftigung n *. 
fern ist. Die Arbeitslosenzahl ist in den ver^kep. 
genen fünf Monaten um 130000 gesu"*^ 
wenn man den Arbeitsmarkt von jabresze 

chen Einflüssen bereinigt. Gleichzeitig e/£%i 
sich die Nachfrage, ausweislich der °"\A 
Stellen, um rund ein Viertel, die Kurzarbeits 

um die Hälfte. .p 
Für das Schicksal eines einzelnen Arbeits'0.^ 
sei ohne jeden Belang, so wird eingewet1 ^ 
ob er „saisonbereinigt", „strukturell" oder»^ 
konjunkturell" ohne Job sei. Stempel e. 
schließlich Stempeln. Das wäre zu KurfJef 
Sprüngen; denn es macht einen großen un ( 
schied, ob ein Erwerbsloser lange Monate ^ 
gar Jahre der Stellensuche vor sich wähnt 
damit rechnen kann, schon im Frühjahr #' 
eingestellt zu werden. AS 

Die Welt, 15. Februar i 
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